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Folgende Stellungnahmen/Schreiben sind in dieser Datei enthalten: 

Behörde/sonst. TöB (Schreiben 
vom:) 

wesentliche Inhalte 

Ortsbeirat Gehlsdorf 08.09.2015 Minderung der Wohnqualität u.a. aufgrund Verdichtung der 
Wohnbebauung und zu erwartenden erhöhtes Verkehrs-
aufkommen befürchtet 

Fehlendes Stadteil- und Begegnungszentrum bemängelt 
Bürgerinitiative Gehlsdorf – Pressen-
tinstraße zur Verbesserung des B-
Plans „Obere Warnwokante 

24.09.2015 
19.02.2016 

Städtebauliche Alternativvarianten zur Minimierung des 
Eingriffs in gewachsene Natur/Struktur (Pläne, Perspekti-
ve, Erläuterung, Unterschriftenliste) 

Öffentlichkeit 1 07.08.2015 Kanalisation reicht nicht aus 
Lärmbelästigung, Straßenverhältnisse, fehlende Umge-

hungsstraße  bemängelt 
Öffentlichkeit 2 05.09.2015 Wohnqualitätsverlust, Straßenverkehrsverschlechterung 

Unzureichende Regenentwässerung, ~ärztliche Versorgung 
Öffentlichkeit 5 07.09.2015 Ortsbild- und Kleingartenerholungsbeeinträchtigung, Beein-

trächtigungen durch Straßenverkehrslärm 
Öffentlichkeit 8, 
Öffentlichkeit 9 
Öffentlichkeit 10 
Öffentlichkeit 11 
Öffentlichkeit 25 
Öffentlichkeit 28 

08.09.2015 
10.09.2015 
01.09.2015 
21.+24.08.15 
08.09.2015 
24.09.2015 

Stadtbildbeeinträchtigung 
Lärmbelästigung aus Verkehrsaufkommensteigerung 
Mangelnde Grundversorgung der Bevölkerung 
Starker Eingriff in Natur (Wald), Versiegelungssteigerung 
Wohnqualitätsverlust 

Öffentlichkeit 12 24.08.2015 Naherholungsbeeinträchtigung, 
Beeinträchtigungen durch Lärm 

Öffentlichkeit 13 27.08.2015 Lärmbelästigung, Wohnqualitäts-, Wohnbildbeeinträchti-
gung, , Alternativlösungsanregung 

Öffentlichkeit 14 11.09.2015 Immissionsbelastung durch Verlärmung 
Gebietscharakterbeeinträchtigung 
Überschwemmungsgefahr bei Regen 

Öffentlichkeit 16 07.09.2015 Lärmbelästigung  
Überschwemmungsgefahr bei Regen 
Kleingarten- und Naturverlust 

Öffentlichkeit 17 08.12.2014 
08.09.2015 

Infragestellung des Wohnraumbedarfs der HRO/Verstoß 
gegen Übermaßverbot 
Rettungwegewährleistung in Frage gestellt 
Nichteinhaltung Eingriffsminmierungsgebot 
Artenvertreibung/-verdrängung 
Lärmbelästigung durch Straßenverkehr/-sverlauf) 
Nichteinhaltung Grundversorgung der Bevölkerung 
Starker Eingriff in Natur (Wald),  
Versiegelungssteigerung/Überschwemmungsgefahr, Stra-
ßen- und Kellerüberschwemmungen,Wohnqualitätsverlust 

Öffentlichkeit 18 05.09.2015 Durchgrünungs-, Waldbestandsverlust, 
Lärmbelästigung durch Straßenverkehr(-sverlauf) 
Bemängelung Vollständigkeit der Artenschutzerhebung 

Öffentlichkeit 20 06.09.2015 
25.10.2016 

Bemängelung Beeinträchtigung durch Verkehrslärmbelas-
tung,  
Einwand zur Grünausgleichsmaßnahmen und -bilanz 
Bemängelung der ungenügenden Abwägung des Belanges 
des Walderhalts 

Öffentlichkeit 21 06.09.2015 
01.12.2016 

Bemängelung Beeinträchtigung durch Verkehrslärmbelas-
tung,  
Einwand zur Grünausgleichsmaßnahmen und -bilanz 
Bemängelung der ungenügenden Abwägung des Belanges 
des Walderhalts 

Öffentlichkeit 23 19.08.2015 Bemängelung Beeinträchtigung durch Verkehrslärmbelas-
tung 
Wasserversorgung gefährdet (Wasserdruck) 

Öffentlichkeit 27 07.09.2015 Anregungen zur Berücksichtigung der Immissionen aus 
vorhandenen und geplanten wirtschaftlichen Einrichtungen 
und Anlagen (Blockheizkraftwerk EURAWASSER GmbH, 
RFH, hafengebundene Industrie und Gewerbe) 

Öffentlichkeit 29 10.09.2015 Darlegung des Konfliktpotentials zwischen 
_Gewerbenutzung westlich und nördlich des Plangebietes 
einerseits und der geplanten Wohnnutzung andererseits  
Bemängelung der nicht ausreichenden Berücksichtigung der 
Immissionen aus zu schützenden vorhandenen und geplan-
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ten wirtschaftlichen Einrichtungen und Anlagen (Zentralklär-
anlage Bramow + Blockheizkraftwerk EURAWASSER 
GmbH, RFH, Industriestandort Schlachthof und Gewerbe) 

Öffentlichkeit 30 11.09.2015 Nichtberücksichtigung des Gewerbestandortes des 
Rostocker Fracht- und Fischereihafens aufgrund der Igno-
rierung dessen Gewerbelärms 
Bitte um Bestandsschutz und Entwicklungsmöglichkeiten 

Bürger 8 05.12.2014 - steigender Lärm 
- nicht geeignete Abwasserleitungen 

Bürger 9 (z.T. auch Ö16) 06.12.2014 - Veränderung der bestehenden Orts- und Grünstrukturen 
- bereits auftretende Oberflächenwasserlachen und Keller-

flutungen durch überlastete Abwasser 
Bürger 10 (auch Ö17) 08.12.2014 - Veränderung der Grünstrukturen  

- steigende Lärmimmissionen verhindern Erholung 
- ungeklärte Abwasserproblematik und Hochwassersituation 
- Störung des Bestandes der Fledermäuse und sonstiger 

Wildtiere 
Bürger 11(auch Ö18) 06.12.2014 - Verschlechterung der Lichtverhältnisse 

- steigende Lärmimmissionen 
- Störung der beherbergten Vogelarten 

Bürger 14 08.12.2014 - Hinweis auf verminderte Wohnqualität 
Bürger 16 07.12.2014 - Verminderung der Wohnqualität 

- Veränderung des Ortscharakters 
Bürger 21 (auch Ö20) 07.12.2014 - reduzierte Wohnqualität 
Bürger 22 (auch Ö21) 07.12.2014 - verschlechterte Wohnqualität 

- ungeklärte Ableitung des Oberflächenwassers 
Kleingartenverein „Hufe V“-
Gehlsdorf e.V. 

15.09.2014 - Hinweis auf Verlauf der Leitungen und Verteiler der Strom- 
und Trinkwasserverbindung im Straßenbereich 



















LAGEPLANSTUDIE

BÜRGERINITIATIVE
GEHLSDORF - PRESSENTINSTRASSE

BEBAUUNGSPLAN NR. 15.WA.178

"OBERE WARNOWKANTE"

DER HANSESTADT ROSTOCK

PLANUNGSALTERNATIVE

Phase:

Bauherr:

Plantitel: Datum:

Maßstab:

Blatt Nr.:

L01
LAGEPLANSTUDIE

ENTWURFSSTUDIE

14.12.2015

Bauvorhaben:

W
ossidlostraß

e

Klaus-Groth-Straße

Kirchenplatz

Pressentinstra
ße

Pressentinstra
ße

P
ressentinstraße BESTANDSGEBÄUDE MIT

UNTERSCHIEDL. HÖHEN (JE
DUNKLER - JE HÖHER)

GEPLANTE BEBAUUNG INKL.
TERRASSEN / BALKONE

ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN
SPIELPLATZ ETC.

GRUNDSTÜCKE INNERHALB
DES B-PLAN - GEBIETES

ÖFFENTL. GRÜNFLÄCHE
AUSSERHALB DES B-PLANES

STRASSEN: BESTAND + NEU
GEPLANTE

ÖFFENTLICHE PKW-STELL-
PLÄTZE GEPLANT

GRUNDSTÜCKE AUSSERHALB
DES B-PLAN - GEBIETES

ÖFFENTLICHE FUSS- UND
RADWEGE GEPLANT

WALD- UND FORSTGEBIET
BESTAND

PRIVATE ERSCHLIESSUNGS-
STRASSEN GEPLANT

GRENZE DES GELTUNGSBE-
REICHES DES B-PLANES

GRUNDSTÜCKSGRENZEN
BESTAND

GRUNDSTÜCKSGRENZEN
GEPLANT

ZU SCHÜTZENDER BAUM-
BESTAND

ZU SCHÜTZENDER BAUM-
BESTAND - ABGÄNGIG

1:1500



PERSPEKTIVSCHAUBILD

BÜRGERINITIATIVE

GEHLSDORF - PRESSENTINSTRASSE

BEBAUUNGSPLAN NR. 15.WA.178

"OBERE WARNOWKANTE"

DER HANSESTADT ROSTOCK

PLANUNGSALTERNATIVE

Phase:

Bauherr:

Plantitel: Datum:

Maßstab:

Blatt Nr.:

M01
PERSPEKTIVSCHAUBILD

ENTWURFSSTUDIE

14.12.2015

Bauvorhaben:

SCHAUBILD WOHNGEBIET VON NORDWEST



PERSPEKTIVSCHAUBILD

BÜRGERINITIATIVE

GEHLSDORF - PRESSENTINSTRASSE

BEBAUUNGSPLAN NR. 15.WA.178

"OBERE WARNOWKANTE"

DER HANSESTADT ROSTOCK

PLANUNGSALTERNATIVE

Phase:

Bauherr:

Plantitel: Datum:

Maßstab:

Blatt Nr.:

M02
PERSPEKTIVSCHAUBILD

ENTWURFSSTUDIE

14.12.2015

Bauvorhaben:

SCHAUBILD WOHNGEBIET VON SÜDWEST



Von: "Fritz, Volker" <v.fritz@union-rostock.de> 
An: "'duerten.schoelens@rostock.de'" <duerten.schoelens@rostock.de> 
Datum: 19.02.2016 12:29 
Betreff: B-Plan Gehlsdorf 
Anlagen: 01_151214 BP Gehlsdorf L01.pdf; 03_151214 BP Gehlsdorf M01.pdf; 04_151214 BP Gehlsdorf M02.pdf 

Sehr geehrte Frau Schölens, 

vielen Dank für Ihre Information. Wir möchten Sie gern darüber informieren, dass die Bürgerinitiative am vergangenen Dienstag den 
"Alternativplan" Ihres Hauses besprochen hat. 

Im Ergebnis begrüßen wir zunächst Ihre Bereitschaft, über Alternativen nachzudenken und bedanken uns dafür, diese auch für uns auszuarbeiten. 
Mehrheitlich können wir uns mit der "Alternative" als Kompromiss anfreunden. Wenn jetzt noch der Vorschlag von Herrn Massenthe zur 
Reduzierung der Gebäudehöhen der "Würfelhäuser" entlang der Grenzen zu den Grundstücken der Pressentinstraße umgesetzt werden könnte, 
kämen wir zu einem tragbaren B-Plan. 

Wir möchten Ihnen aber auch nicht vorenthalten, wie unser Favorit aussieht. In der Anlage befindet sich eine Architektenplanung, die 
ausschließlich Einfamilienhäuser auf dem Gelände der PGH-Waterkant vorsieht. Die Grundstücke sind alle rund 500 qm groß. Die Planung 
berücksichtigt einen minimalen Eingriff in die gewachsene Natur/Struktur und passt sich nach unserer Auffassung optimal der unmittelbaren 
Umgebung an. Sie berücksichtigt schließlich die hohe Nachfrage nach Baugrundstücken für Einfamilienhäuser im Stadtgebiet und die Besorgnis 
des "Holzhandels" auf dem anderen Warnowufer vor weiteren Beschwerden im Hinblick auf die Lärmeinwirkung. 

Sie können unseren Entwurf gern weiterleiten und anderen Fachleuten vorlegen. 

Ich wünsche Ihnen ein erholsames Wochenende und verbleibe 

Mit freundlichen Grüßen 

Volker Fritz 

Wohnungsgenossenschaft UNION Rostock eG 
Alfred-Schulze-Straße 22 
18069 Rostock 

Vorstand: Gunnar Przybill 
Volker Fritz 
Aufsichtsratsvorsitzender: Ralph Hartmann 

Sitz Rostock, Amtsgericht Rostock GnR-031 
Steuernummer: 079/135/02315 

Futura Immobiliengesellschaft mbH Rostock 
Herder-Straße 15 
18057 Rostock 

Geschäftsführer: RA Sönke Otzen 
Sitz Rostock, Amtsgericht Rostock HRB-Nr. 9576 
Steuernummer: DE137389664 
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Hansestadt Rostock 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
Pressentinstr. xxxxxxxxx 

18147 Rostock 
Tel. xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft 

Holbeinplatz 14 

18069 Rostock 

Widerpruch gegen den Bebauungsplan Nr. 15.WA 178 "Obere Warnowkante" 
/o.c1. tts­

'1) G {, 2'/ 
Sehr ge.ehrte Damen und Herren, __ . . . .>�) ;5 �o-:_ C::.3. 4.J -:?IUJ � 

· "Z. Y' 66 /�J rn;,/ �) 
hiermit legen wir fristgerecht Widerspruch gegen den Bebauungsplan Nr. 15. WA 178 �-#c u � 1 �t 
"Obere Warnowkante" ein. :r) J c.a,,., 'Öu'"1> -t�
Unser Grundstück in der Pressentinstr. xx ist innerhalb des Bebauungsplans und somit sind wir 'k/""� 
unmittelbar betroffen. 

. . 

Im Vorfeld der B-Planerstellung wurden die betroffenen Anwohner zu einer Fragestunde ins 
fü�.uamt eingeladen. Dort wurde mehrheitlich eine Bebauung der Grundstücke in 2. bis 3. Reihe 
nicht gewollt, die damals aufgeworfene Frage nach einer Straßenanbindung Getzige Planstr. A) 
wurde bei einer Abstimmung �bgelehnt. 
Auf der Ortsbeiratssitzung im Juni wurde nicht nur durch die Anwohner sondern auch durch 
Pächter der Kleingartenanlage und den Mitgliedern des Ortsbeirates diese Fassung des B-Plans 
abgelehnt. Wohin dagegen die Bürgerschaft diese demokratischen Beschlüsse ignoriert und den 
vorgestellten Plan forciert. · 

In der Begründung zum B:-Plan wird von einer gewachsenen ländlichen Struktur gesprochen, die 
geplante Bebauling würde sich ins Stadtbild einfügen, es würde eine höhere Wertigkeit der 
Grundstücke entstehen: Hier handelt es sich schlicht und einfach um Augenwischerei! 

Die geplante Bebauung mit ca. 160-180 Wohneinheiten setzt 3-4 Etagen voraus- damit liegen 
uns�z:�Grunpstücke 4n.Schatten_von Häusem,.Q.j� v.oi:handeJlp_(Jebäude um mehrere Meter 
überragen würden. Diese Art von moderner Bebauung widerspricht dem grünen dörflichen 
Charakter Gehlsdorfs. Die Infrastruktur (Schule, Kita, Kultur) würde wohl kaum ausreichen. 
Ein Stadtteilzentrum (wie vom Ortsbeirat angemahnt) wurde nicht berücksichtigt. 
Die daraus resultierenden Anwohnerfahrzeuge fahren dann entweder uber den Kirchenplatz 
(Kopfsteinpflaster) oder über die stark befahrene Pressentinstraße (Schulweg, Zufahrt Zoll und 6, 
Kindergarten, Feuerwehrweg, öffentl. Nahverkehr). Dieses wurde in der Planung überhaupt nicht 
berücksichtigt. Mit der weiteren Bebauung des ehemaligen Marinegeländes wird sich das 
Verkehrsaufkommen noch weiter erhöhen. Die Lärmbelästigung ist jetzt schon teilweise 
unerträglich. Eine weitere Straße auf der anderen· Seite der Grundstücke ist schlichtweg � '} 
unzumutbar. 

· 
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xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
Pressentinstr. xxx 
18147 Rostock 

TeL xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Die Grundstücke der Pressentinstraße sowie der Klaus-Groth-Straße sind dafür bekannt, bei 
Starkregen zu überschwemmen. Eine Versiegelung der Baufläche in diesem Ausmaß, würde das 
Grundwasserproblem weiter verschärfen. Die geplante Straße „A" liegt 1-2 m über den 
vorhandenen Anwohnerflächen. Das Regenwasser hat dann nur noch den Ablauf in Richtung 
unserer Flächen. 
Die Straße direkt an der Grundstücksgrenze würde das Lärmproblem verstärken, eine Minderung 
des Wohnwerts darstellen und nicht nur für enorme Kosten für die Anlieger sorgen. 

Ebenso ist mit Verwunderung festzustellen, dass Kleingärten, Grünflächen, intakter Wald, Fauna 
und Flora, finanziellen Interessen geopfert werden sollen. 

Eine. erhebliche .. Wertrnindenmg.JlllSe.res_Eig_e!ilieiIDeS.JJ.nd eine stflrke_B5"einJrä<;htig11ng.1111seI<'!L -· .- _ .. 

Lebensqualität würden die Folge sein. Eine Bebauung wie es der B-Plan vorsieht, lehnen wir in 
dieser Form ab. 

Mit freundlichen Grüßen 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

--

„ 
. 



Öffentlichkeit 17





















Öffentlichkeit 18











Öffentlichkeit 20





RODE • SCHULZ
und PARTNER 

RECHTSANWÄLTE 

Rode, Schulz und Partner· RECHTSANWALTE· KrOpellner Sttaße 54. 18055 Roslock 

vorab per Fax: 038113816901 v 
Oberbürgermeister der Hansestadt 
Rostock Amt für Stadtplanung 
Abt. Bebauungsplanung 
Neuer Markt 3 

18055 Rostock 

� ,  02 .A,( .H�
/)0{.2/( 

Michael Rode 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

Fachanwalt IOr Erbrecht 

Dr. Ralf Schulz 
<- 4..., . /�� -;, Cf/,_AA, A 6 Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Al Cd, ;J,f ?f,·r v.tv.1 .-·.kk: Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
-") I r FachanwaltrOr Strafrecht 

Z) _,r,.c.,,r1 ""J�I/<> k/, Christian Doose-Bruns 
J) ���!, Fachanwalt fOr Familienrecht 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

Mediater 

Vera Blähe 
Fachanwältin für Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Florencia Larpin 
Claudia Ahrens 
Partnerschaftsgesellschaft 
Amtsgericht Rostock PR 64 

Bebauungsplan Nr.178. WA.15 Obere Warnowkante 
Ihr Zeichen: 61.21/61.31.10 (178.WA.15) 

Aktenzeichen: 477/16 R009 Kö 
Bel Antwort und Zahlung bitte angeben! 

Sehr geehrte Frau Schölens, 

Ihr Ansprechpartner: RA Rode 

Sekretariat: Frau Königstein 

Durchwahl: 03 81 f 4 91 44 -11 
Telefax: 03 81f4 91 44 -441 
E-Mail: rode@rode-schulz.de 

Rostock, den 25.10.2016 

in obiger Angelegenheit zeigen wir an, dass wir Frau xxxxxxxxxxxx in ihrer Eigenschaft als 

Eigentümerin des Grundstücks xxxxxxxxxxxxx7 Rostock­Gehlsdorf, vertreten. Unsere 

Mandantin ist von dem Bebauungsplan Nr. 178.WA.15 „Obere Warnowkante" also 

unmittelbar betroffen. Unsere Mandantin wird sich gegen diesen Bebauungsplan zur 

Wehr setzen und wir werden diese hier vertreten. 

Sie hat auch bereits selbst im Rahmen der Auslegung ihre Einwendungen geäußert. Sie 

ist also nicht präkludiert. 

Nunmehr haben wir aber erfahren, dass hier Nachbarn in Betroffenheit in 

Betroffenenbeteiligung nach § 4a (3) BauGB angeschrieben werden. Wir bezweifeln die 

Richtigkeit dieses Vorgehens im Hinblick auf die nicht erneute Auslegung und 

Beteiligung im Hinblick auf den dargestellten Umstand, dass nur die Verschiebung der 

Kröpeliner Straße 54 
18055 Rostock 
Gerichtsfach Amtsgericht: 23 
Internet: www.rode-schulz.de 

Bankverbindung: 
BIC: 
Geschärtskonto: 
Anderkonto: 

Rostocker Volks- und Raiffeisenbank eG 
GENODEF1HR1 
IBAN: DE83 1309 0000 0011 0757 56 
IBAN: DE69 1309 0000 0001 1193 46 
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xxxxxxxx/. HRO Schriftsatz vom 25.10.2016 Seite 2 von 2 

Baufenster und der vorliegenden Flächen für Nebenanlagen die dortigen Nachbarn 

direkt berühren. 

Vielmehr sehen wir hier eine grundsätzliche Betroffenheit auch unserer Mandantin, denn 

die Baufelder in erster und zweiter Reihe entsprechen nicht den 

Grundstücksgegebenheiten und dem baulichen faktischen Zusammenhang auf dem 

Grundstück meiner Mandantin. Sie hat unverändert kein Interesse an der 

Drittreihenbebauung und in dem Rahmen sind die ausgewiesenen Baufenster entlang 

der Straße wie auch in der zweiten Reihe nicht mit dem baulichen Bestand in 

Übereinstimmung zu bringen. Mehr noch vertritt unsere Mandantin unverändert die 

Auffassung, dass eine dortige sinnvolle Bebauung entlang der Straße der 

Pressentinstraße mehr Sinn macht als eine Drittreihenbebauung, die nur dem dort 

dahinterliegenden städtischen Areal als Erschließung dient. Es ist auch nicht 

unverändert verständlich, weshalb die nicht schon vorhandene Erschließungsstraße 

dann genutzt würde, sondern diese rechtwinklig, und zwar direkt am Grundstück unserer 

Mandantin vorbeigehend in der Verkehrsführung - hinten um deren Grundstücksgrenze 

entlang - geändert werden muss. 

Wir teilen dies auf diesem Wege vorsorglich mit in Wiederholung der Argumente und 

weisen auch darauf hin, dass die Verschiebung der Baufenster und der vorliegenden 

Fläche, die für andere Nachbarn gemacht wird, für unsere Mandantin aber nicht und 

dies zum einen Grundzüge der Planung berührt, weil dann eine Betroffenenbeteiligung 

nach § 4a (3) BauGB ausscheidet und zum anderen eine solche ohne erneute 

Auslegung zumindest im vereinfachten Verfahren höchst fraglich erscheint. 

Auf beiliegende Vollmacht verweise ich und bitte die Korrespondenz künftig für unsere 

Mandantin über uns zu führen. 

Mit freundlichen Grüßen 

„A.rJ - p �ode� 
Rechtsanwalt 

Anlage 
Vollmacht in Kopie 



Zustellungen werden-nur an 
die Bevollmächtigten erbeten ! 

Vollmacht

D e n  R echls a n w ä(t e n  .R o d e  & Sc h u l z  

Rechtsanwälte: Mich�el Rode, Dr. Ralf Schulz, Vera �löhe, Christian Doose-Bruns, Florencia Larpin, Claudia 
Ahrens 

Kröpeliner Straße 54, 18055 Rostock. 

w i r d  h i e r m i t  i n  S a c h e n

xxxxxxxxxxxxx ./. Hansestadt Rostock 

w e g e n

Bebauungsplan Nr. 178.WA.15 "Obere Warnowkante" 

sowohl Prozessvollmacht für alle Verfahren, unter anderem gemäß §§ 81 ff. ZPO, § 67 VwGO, in allen Instanzen 
als auch Vollmacht zu außergerichtlichen Vertretung aller Art erteilt. 

Die Vollmacht ermächtigt zu allen die Angelegenheit betreffenden Handlungen, Insbesondere zur Prozessfüh­
rung, zur Erhebung der Widerklage, zur Vornahme und Entgegennahme von Zustellungen, zur Bestellung eines 
Vertr�ters, zur Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzicht und Anerkenntnis, ·zur Einlegung und 
Zurücknahme von Rechtsmitteln. und zum Verzicht auf solche, ferner zur Empfangnahme von Geldern und Wert­
sachen, insbesondere des Streitgegenstandes ur')d der vom Gegner, der Justizkasse oder anderen Stellen zu 
erstattenden Kosten sowie zur Verfügung darüber ohne die Beschränkung des § 181 BGB, zur Akteneinsicht, zur 
Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und Entgegennahme von Willenserklä­
rungen und Vornahme einseitiger Rechtsgeschäfte, insbesondere Begründung und Aufhebung von Vertragsver­
hältnissen. 

Die Vollmacht erstreckt sich auch auf Nebenverfahren, z.B. Arrest und einstweilige Verfügung, Kostenfestset7 
zung, Zwangsvollstreckung einschließlich der aus ihr erwachsenden besonderen Verfahren (z.B. §§ 726-732, 
766.774, 785, 805, e72 ff. ZPO u. a.), Zwangsversteigerung und Zwangsverwa!tung, Hinterlegungsverfahren, 
Vergleichsverfahren und Insolvenzverfahren. 

Die Vollmacht berechtigt auch zur Bestellung von U_nterbevollmächtigten . 

Ka.s.Y.e;,ck 20."'10.'2.076
... „.„ ... „„ .. „„.„ ... ... „/ .... „ .„„ ..... „ ... .... . .. „ 
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Hansestadt Rostock 0-M--
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und vvi'rtschaft 
Frau Dürten Schölens 
Neuer Markt 3 

18055 ·Rostock 

Bebauungsplan Nr.178.WA.15 Obere Warnowkante 
Ihr Zeichen: 61.21/61.31.10 (178.WA.15) 

Sehr geehrte Frau Schölens, 

RODE • SCHULZ 
und PARTNER 

HECHTSANWÄL TE 
� . o?- . .n. 1 to -<) �" .2...f 
.Jofio- G:ti! A?.A6

·Michael Rode A)'0vf. o.. tÄ,1.A
Fachanwalt für Verwaltungsrecht'?..) J C c:T'> J ';j µ.r""'"ßJ 
Fachanwaltf�rErbrecht Worl� +b.J. / 
Dr. Ralf Schulz '1) Jc.�n 88.:J.k:._ 
Fachanwalt fOr Arbeitsrecht '1) p-9, JFachanwalt für �a u - und Architektenrecht 

• 
Fachanwalt für Strafrecht 

Christian Doose-Bruns 
Fachanwalt für Familienrecht 
Fachanwalt für Ver waltungsrecht 
Mediator 

Vera Blöhe 
Fachanwältin für Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Floreilcia Larpin 

Claudia Ahrens 

Partnersc�aftsgesellschaft 
Amtsgericht Rostock PR 64 

Aktenzeichen: 477/16 LA09 Ha 
· Bei Antwort und Zahlung bitte angeben! 

Ihr Ansprechpartner: RA Rode/ RAin Larpin 

Sekretariat: Frau Königstein/ Frau Haß 

Durchwahl: 03 81 / 4 91 44 � 11 
Telefax: 

E-Mail: 

03 81 / 4 91 44 - 441 
rode@rode-schulz.de 

.Rostock, den 01.12.?016 

wie bereits mit Schreiben vom 25.10.2016 angezeigt, vertreten wir die 1 nteressen der 

Frau xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx Rostock. 

Frau xxxxxxxxxxx ist Eigentümerin des Grundstückes Flurstückf  1xxxxxxxxxxxxxxxder Flur 1

der Gemarkung Gehlsdorf. Sie hat sich zum Entwurf des Bebauungsplans „Obere 
Warnowkante" im Rahmen der Auslegung vom 10.08.2015 - 11.09.2015 geäußert. 

Nunmehr und weil neue. Änderungen im Bebauungsplanentwurf . nicht öffentlich 
ausgelegt, sondern mit einzelnen Grundstückseigentümern gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 
behandelt werden, sieht sich unsere Mandantin dazu veranlasst, die aktuelle· 
Entwurfsfassung überprüfen zu lassen. Zur Stellungnahme der xxxxxxxxxx vom 06.09.2015 
tragen wir ergänzend vor. 

Kröpeliner Straße 54 
18055 Rostock 
Ge r ichtsfach Amtsgericht: 23 
Internet: www.rode-schulz.de 

Ba nkverbindung: 
BIC: 
G e schäftskonto: 
Anderkonto: 

Rostocker Volks- und Raiffeisenbank eG 
GENODEF1HR1 
IBAN: DEB3 1309 0000 0011 0757 56 
IBAN: DE69 1309 0000 0001 1193 46 

Öffentlichkeit 20
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Diese ergänzende Stellungnahme erfolgt außerhalb der Auslegungszeiten. Sie sollte 
unserer Auffassung nach dennoch Berücksichtigung finden. Denn unsere Mandantin 
kann sich auch in einem Normenkontrollverfahren auf die hiermit geltend gemachten 
Einwendungen berufen. Dem steht auch nicht der § 47 Abs. 2 a VwGO entgegen. 
Danach ist der Normenkontrollantrag unzulässig, wenn die antragstellende Person nur 
Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. Die 
Ausschlusswirkung gemäß § 47 Abs. 2 a VwGO gilt nicht, wenn die antragstellende 
Person über die im Rahmen der Auslegung geltend gemachten Einwendungen hinaus, 
weitere Einwendungen erhebt. 

Eine Präklusion ist auch deswegen ausgeschlossen, weil die Auslegung fehlerhaft 
bekanntgegeben wurde (dazu unten). 

Gegen den Auslegungs- und den aktuellen Bebauungsplanentwurf erheben wir folgende 
Einwendungen: 

1. Fehlerhafte Bekanntmachung der Auslegung 

a. Unvollständige Angaben bzw. verspätete Bekanntmachung 

Die Auslegung des Bebauungsplanentwurfes „Obere Warnowkante" erfolgte in der Zeit 
vom 10.08.2015 bis 11.09.2015. Die Auslegung wurde im Städtischen Anzeiger 2-fach 
bekanntgegeben. 

- Die Bekanntmachung vom 22.07.2015 entspricht nicht den Anforderungen des § 3 
Abs. 2 BauGB. Danach sind Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens 1 Woche 
vorher ortsüblich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung nennt zwar Ort und 
Dauer der Auslegung und erfolgte mindestens 1 Woche vor Beginn der Auslegung. 
Sie enthielt jedoch keine vollständigen Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar seien. 

- Im Städtischen Anzeiger vom 05.08.2015 erfolgte eine Ergänzung zur 
Bekanntmachung vom 22.07.2015. In dieser ergänzenden Bekanntmachung wurden 
zwsätzliche Unterlagen genannt, die im Rahmen der Auslegung zur Verfügung stehen 
sollten. Damit wäre die Bekanntmachung wohl vollständig gewesen. Die ergänzende 
Bekanntmachung erfolgte jedoch nicht rechtzeitig. Sie erfolgte nur 5 Tage vor Beginn 
der Auslegung und somit ohne Einhaltung der Wochenfrist des § 3 Abs. 2 Bau GB. 

b. Fehlende Anstoßfunktion

Die Bekanntmachung ist auch deswegen fehlerhaft, weil sie ihre sogenannte 
„Anstoßfunktion" nicht erfüllt. 
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. In der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist der Planbereich in einer Weise zu. . . . . 
bezeichnen, die es Außenstehen.den möglich macht; zu erkennen, für ·welchen. . . 
räumlichen Bereich der Bauleitplan aufgestellt werden soll. Die Bekanntmachung muss 
geeignet sein, den an der beabsichtigten Bauleitplanung interessierten Bürgern sein 
Interesse an Informationen und Beteiligungen durch Stellungnahmen bewusst zu 
machen. 

Diese „Anstoßfunktion" erfüllt die Bekanntmachung deswegen nicht, weil dadurch nicht 
deutlich wird, dass durch den Bebauungsplans Nr. 15.WA.178 der Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer" geändert wird . 
. 
Wenn ein unbep/antes Gebiet überplant und gleichzeitig ein beplantes Gebiet geändert 

werden soll, so muss dies auch erkennbar sein. Nicht nur der Bebauungsplan selbst, 

( sondern auch die Bekanntmachung der Auslegung muss erkennen lassen, dass der 
aktuelle Bebauungsplan einen bereits bestehenden Bebauungsplan ändert. 

( 

2. Abwägungsdefizite 

a. Grünausgleichsmaßnahmen 

Wir machen geltend, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans mit den 
Planungszielen nicht in Einklang zu bringen sind. Ausweislich der 
Bebauungsplanbegründung, Seite 5, gehört zu den Zielen des Bebauungsplanes, die 
Sicherung des Ausgleichs der Eingriffe in Natur und Landschaft - soweit möglich - im 
Plangebiet selbst vorzunehmen. Dafür hat sich der Bebauungsplan teilweise der nord­
westlichen Waldflächen bedient. 

Den westlichen Waldflächen werden Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
zugeordnet. Die Maßnahmen M1 und M2 werden dann i. S. v. § 9 Abs. 1 a BauGB als 
Ausgleichsflächen - im Geltungsbereich des Bebauungsplans - festgelegt. Diese 
Waldflächen liegen jedoch nicht im Geltungsbereich dieses, sondern des angrenzenden· 
Bebauungsplans Nr. 15.W.99. 

Von einer Sicherung des Grünausgleichs im 
Bebauungsplarigebietes kann also dann nicht die Rede sein. 

b. Bestandsschutzsicherung 

Geltungsbereich des f�ck.. 

Der Bebauungsplan entspricht nicht der Sicherung der Bestandsnutzungen als
Zielsetzung. Die Planung sollte nämlich unter Berücksichtigung der städtebaulichen 
Ausgangssituation und den Entwicklungserfordernissen der Bestandsnutzungen 
erfolgen. 
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Die Ausführungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Fläche, die überbaut 
werden darf, sind in der Abwägung defizitär. Nach Ziff. 3.2 und im Hinblick auf die 
Hofbebauung soll ermöglicht werden, in dem maßgebenden Rahmen der bisher schon 
realisierten Vorhaben auch weitere Vorhaben in der zweiten Reihe umzusetzen. Dafür 
wird für das Baufeld WA3 eine GRZ von 0,2 festgesetzt. Die festgesetzte GRZ entspricht 
jedoch nicht dem aktuellen baulichen Zustand der Hofbebauung. Beispielsweise hat das 
Bestandsgebäude unserer Mandantin circa 82 m2 Grundfläche. überträgt man die G RZ 
0,2 auf das betroffene Baufeld, wäre jedoch nur ein Gebäude mit 6 8  m2 Fläche zulässig. 

Problematisch erscheinen ebenfalls auch die sich dort im Bestandsschutz befindenden 
überdachten Nebenanlagen, welche nach Ziff. 3.4 des Bebauungsplans ausgeschlossen 
sein sollten. 

Sinnvoller und verständlicher wäre, eine einheitliche GRZ für das gesamte Baufeld 
östlich der Planstraße A. 

c. Maß der baulichen Nutzung 

Abwägungsfehlerhaft ist ebenfalls die Tatsache, dass gerade im südöstlichen Bereich 
eine höhere GFZ und somit auch eine höhere Geschossigkeit zugelassen werden. Diese 
Geschossigkeit ist mit der dichten Bebauung an der Pressentinstraße nicht vergleichbar 
und sprengt den vorgegebenen Rahmen. Dadurch werden bodenrechtliche Spannungen 
hervorgerufen. 

Hierzu sagt die Bebauungsplanbegründung aus, dass in den bereits bebauten 
Bereichen die GFZ in einem angemessenen Rahmen bleiben soll, damit eine zu starke 
Inanspruchnahme der Grundstücke verhindert wird, ebenso die Entstehung zu großer 
mit dem städtebaulichen Umfeld unverträglicher baulicher Kubaturen. Die Festsetzungen 
GFZ 1,2 schafft aber eben Gebäudehöhen, die mit dem städtebaulichen Umfeld 
unvereinbar! sind. 

d. Fehlerhafte Abwägung im Hinblick auf die Waldumwandlung 

Aufgrund der teilweisen Inanspruchnahme von Waldflächen ist im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens eine Waldumwandlung notwendig. Auch im Rahmen der 
Bebauungsplanbegründung sollte abgewogen werden, ob die Waldumwandlung 
notwendig bzw. das öffentliche Interesse an der Schaffung von Bauflächen das 
öffentlichen Interesse am Walderhalt überwiegt. Hierzu heißt es in der 
Bebauungsplanbegründung: 

„Aufgrund der unter Punkt 1 dieser Begründung dargelegten Ziele und Zwecke 

bzw. Grundzüge der Planung lässt sich ein überwiegendes öffentliches Interesse 

an der Durchführung einer Waldumwandlung begründen." 
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Diese als Abwägungsentscheidung verkleidetete Prämisse ist keine Abwägung. Sie 
berücksichtigt nur die Ziele der Ziffer 1. 1 und zwar die Schaffung von qualitativem 
Wohnraum. Dass diese Ziele ein hohes Gewicht aufweisen, wird nicht bestritten. 
Dennoch wurde überhaupt nicht überprüft, wie schwer an dieser konkreten Stelle das 
öffentliche Interesse an der Erhaltung des Waldes wiegt. Insoweit kann nicht festgestellt 
werden, welches Ziel nunmehr überwiegt. 

e. Berücksichtigung des Landschaftsplans 

Die Vorhaben des unverbindlichen Landschaftsplans sind nicht Gegenstand einer 
Abwägung gewesen. Durch den hiesigen Bebauungsplan soll im Hinblick auf 
Kleingartenanlagen vom Flächennutzungsplan abgewichen und eine Waldumwandlung 
vorgenommen werden. Der Landschaftsplan sieht dagegen den Schutz und die 
Erhaltung des Waldes, die Entwicklung eines uferbegleitenden Weges für Erholung und 
den Schutz und Erhalt der kleingärtnerischen Nutzung an der Uferzone vor. 

Diese Vorhaben wurden zwar gesehen, fanden aber keine Abwägung. 

f. Verkehrsrechtliche Infrastruktur

Der Bebauungsplan geht davon aus, dass die äußere Straßenanbindung des 
Plangebietes über die Pressentinstraße gewährleitstet ist. Dabei ist die Pressentinstraße 
jetzt schon und an einzelnen Stellen nicht in der Lage, den aktuellen Verkehr zu 
bewältigen. Sie ist erst recht nicht in der Lage, den durch die Bauleitplanung 
hinzukommenden Verkehr zu bewältigen. Dies gilt nicht nur für die verkehrsrechtlichen 
Eigenschaften der Straße an sich, sondern auch im Hinblick auf die Lärmimmissionen, 
die vom Straßenverkehr in der Pressentinstraße auf die unmittelbar anliegende 
Wohnbebauung ausgehen (dazu unten). 

Im Hinblick auf die ausreichend gesicherte Erschließung des Gebietes wird unter Ziff. 
3.5. 1 festgestellt, dass sowohl bei der Pressentinstraße als auch bei der Klaus-Groth­
Straße die bestehende Verkehrsbelastung eine Aufnahme des vom hinzukommenden 
Baugebiet generierten Verkehr zulasse. Diese Behauptung basiert auf keinen 
Untersuchungen. 

g. Immissionsschutz

aa. Fehlende Beteiligung der Öffentlichkeit an aktuellen immissionsschutzrechtlichen 
Untersuchungen 

Mit der immissionsschutzrechtlichen Situation hat sich die Fa. TÜV Nord mit Gutachten 
vom 17.07.20 14 beschäftigt. Die ergänzenden Gutachten vom 10.04.2015 und 
22.06.2016 hätten Gegenstand einer erneuten Auslegung sein müssen. Denn bereits 
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jetzt werden die Werte der TA-Lärm überschritten. Der Öffentlichkeit ist Gelegenheit zu 
geben, sich zu den ergänzenden Untersuchungen zu äußern, zumal sich diese mit den 
durch den Seehafenumschlag und den Fracht- und Fischereihafen - zusätzlich -
verursachten Lärmimmissionen beschäftigen. 

bb. Ermittlungs- und Abwägungsdefizite mit dem Straßenlärm 

Abwägungsfehlerhaft ist auch die Hinnahme einer weiteren Überschreitung der 
zugelassenen Orientierungswerte der TA-Lärm. Für Wohngebiete bestehen 
Orientierungswerte von tags 55 dB(A)/ nachts 40 dB(A). Diese werden an der 
Pressentinstraße mit Werten von bis zu tags 64 dB(A)/ nachts 55 dB(A) bereits jetzt 
überschritten. Durch den hinzukommenden Verkehr werden sich diese jetzt schon 
überhöhten Werte um weitere 1 bis 2 dB(A) erhöhen. 

Passive Lärmschutzmaßnahmen sind nicht vorgesehen und wohl auch nicht möglich. 
Die bereits bestehende Pegelreduzierung durch die Geschwindigkeitsbegrenzung Mo-Fr 
von 06.30-17.00 Uhr relativiert das Ergebnis nicht. Denn die zur Sicherheit der 
Schulkinder durchaus sinnvolle Geschwindigkeitsbegrenzung dient eben nicht dem 
Lärmschutz. Sie findet zu Zeiten statt, in denen die Lärmbelastung - zumindest für 
Arbeitstätige - nicht relevant ist. Relevant sind viel mehr die Abend- und 
Wochenendstunden. 

Der „perspektivisch" mögliche Austausch der Deckschicht in Zukunft löst nicht das 
Problem auf Bauleitplanebene, ist nicht bindend beabsichtigt und somit nicht 
ausreichend. Die Vornahme passiver Schutzmaßnahmen ist für die Bestandsbebauung 
der Pressentinstraße wirtschaftlich nicht zumutbar. 

Die Erschließung über die Pressentinstraße ist insoweit abwägungsfehlerhaft. Die 
Erhöhung bereits unzulässiger Immissionen wird in Kauf genommen, ohne 
Alternativlösungen untersucht zu haben und ohne die Interessen der Bestandsbebauung 
zu berücksichtigen. Diese lehnen eine weitere Überschreitung der dB-Werte ab. 

Das Gleiche gilt verstärkt für den Bereich der Klaus-Groth-Straße. Dort kommt es zu 
Erhöhungen der aktuellen Immissionswerte von bis zu tags 7 dB(A) und nachts 6 d B(A). 
Beim 108 kommt es ebenfalls zu einer erstmaligen Überschreitung der zulässigen Werte 
um 2 dB(A). Die Einhaltung der zulässigen Werte muss im Rahmen der Bauleitplanung 
gesichert werden und darf nicht von der Umsetzung der Umgestaltung des Bereichs 
Kirchenplatz und von einem weiteren Bürgerschaftsbeschluss abhängen. 

Der Bebauungsplanbegründung kann darüber hinaus nicht entnommen werden, welche 
immissionsschutzrechtlichen Wirkungen die Errichtung der Planstraße A auf die bereits 
jetzt stark belasteten Grundstücke an der Pressentinstraße haben wird. Für diese 
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Planstraße, unter Berücksichtigung der Lärmimmissionen, die für die angrenzenden 
Grundstücke neu entsteht, hätten Alternativführungen überprüft werden müssen. 
Insbesondere wäre eine Wegeführung an den Kleingartenanlagen, wie aktuell als 
Alternative, zu prüfen gewesen. 

cc. Abwägungsdefizite in Bezug auf Gewerbelärm 

Abwägungsfehlerhaft ist ebenfalls der Umgang mit dem Hafenlärm. Bei ungünstigen 
Witterungsbedingungen werden die Richtwerte im wassernahen Bereich um bis zu 8 

dB(A) nachts überschritten. Hinzu kommt die Tatsache, dass in Erfüllung der Vorgaben 
des Landesraumentwicklungsprogramms die Hansestadt Rostock die Hafenwirtschaft 
auszubauen hat. 

Bei einer künftigen Erweiterung der Hafens, dessen Interessen nach Angaben der 
Bebauungsplanbegründung „klar vorzuziehen" sind, bleibt ebenfalls die Frage offen, ob 
auch dann und unter günstigen Witterungsbedingungen die Orientierungswerte 
eingehalten werden können, die jetzt mit 1 dB(A) unterschritten werden. 

h. Ruhender Verkehr

Ein Abwägungsdefizit stellen ebenfalls die Darstellungen zum notwendigen 
Stellplatzbedarf dar. Unter Ziff. 3.5.2 wird hinterfragt, ob die von der Stellplatzsatzung 
der Hansestadt Rostock vorgegebenen Stellplatzzahlen noch den tatsächlichen 
aktuellen Verhältnissen entsprechen. Die Tendenz gehe in die Richtung, dass bei 
Paaren jeder Partner über einen eigenen PKW verfüge. Somit behalte sich die 
Hansestadt Rostock als Grundstückseigentümerin vor, im Rahmen der Kaufverträge 
weitergehende Anforderungen an die Stellplätze zu stellen. 

In dieser Hinsicht verstößt die Abwägung gegen das Konfliktbewältigungsgebot. Zum 
einen gilt, dass nicht sämtliche Flächen des Bebauungsplangebietes sich im Eigentum 
der Hansestadt Rostock befinden. Darüberhinausgehend soll der Bebauungsplan die 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs selbst regeln und dies nicht der Umsetzung in 
Kaufverträgen der Hansestadt Rostock auf der privatrechtlichen Ebene überlassen. 

Regelungen auf privatrechtlicher Ebene haben nicht denselben Handlungsspielraum, 
wie die Sicherung auf Grundlage öffentlich rechtlicher Vorschriften. Privatrechtlich 
getroffene Vereinbarungen der Hansestadt Rostock sind von der Bauaufsichtsbehörde 
nicht durchsetzbar und würden weder dazu führen, dass eine Baugenehmigung nicht 
erteilt werden kann, noch könnte bauaufsichtlich eingeschritten werden. Vielmehr 
müsste die Hansestadt Rostock fiskalisch und zivilrechtlich gegen die einzelnen 
Eigentümer vorgehen. 
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Wenn sich im Rahmen der Bauleitplanung feststellen lässt, dass die von der 
Stellplatzsatzung der Hansestadt Rostock vorgegebenen Maßgaben nicht ausreichend 
sind, um den Stellplatzbedarf zu decken, so müssen auf der Ebene entsprechende 
Regelungen getroffen werden, die die Unterbringung des ruhenden Verkehrs sichern. 

Bezüglich des Standortes für Wertstoff-Sammelcontainer und für das 
Abwasserpumpwerk, welche mit Lärmimmissionen und Geruchsbelästigungen 
verbunden sind, geht die Bebauungsplanbegründung davon aus, dass der Standort 
deswegen geeignet sei, weil zur geplanten Bebauung ein Mindestabstand von 40 m 
eingehalten wird. Diese Aussage ist nicht zutreffend. Zu dem Baufeld auf dem Flurstück 
1xxxxxxxxxxxx besteht eine Entfernung von circa 30 m. Wir gehen davon aus, dass diese 
Entfernung nicht ausreichend ist, um Lärm- bzw. Geruchsbelästigungen auszuschließen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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rode@rode-schulz.de 

Rostock, den 01.12.2016 

in der vorgenannten Angelegenheit zeigen wir an, dass wir die Interessen der 

Eheleute xxxxxxxxxxxxxxxx vertreten, wohnhaft xxxxxxxxxxxxxxxxxx  Rostock. 

Die Eheleute sind Eigentümer des Grundstückes Flurstück xxxxxx der Flur x der 

Gemarkung Gehlsdorf. Sie haben sich zum Entwurf des Bebauungsplans „Obere 

Warnowkante" im Rahmen der Auslegung vom 10.08.2015 - 11.09.2015 geäußert. 

Nunmehr und weil neue Änderungen im Bebauungsplanentwurf nicht öffentlich 

ausgelegt, sondern mit einzelnen Grundstückseigentümern gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 

behandelt werden, sehen sich unsere Mandanten dazu veranlasst, die aktuelle 

Entwurfsfassung überprüfen zu lassen. Zu den bisherigen Stellungnahmen der Familie 

xxxxxxxxxxx vom 07.12.2014 und 06.09.2015 tragen wir ergänzend vor. 

Kröpeliner Straße 54 
18055 Rostock 
Gerichtsfach Amtsgericht: 23 
Internet: www.rode-schulz.de 

Bankverbindung:
BIC: 
Ge schäft skonto : 
Anderkonto: 

Rostocker Volks- und Raiffeisenbank eG 
GENOOEF1HR1 
1 BAN: OEB3 1309 0000 0011 0757 56 
IBAN: DE69 1309 0000 0001 1193 46 
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Diese ergänzende Stellungnahme erfolgt außerhalb der Auslegungszeiten. Sie sollte 

dennoch Berücksichtigung finden. Denn unsere Mandanten können sich auch in einem 

Normenkontrollverfahren auf die hiermit geltend gemachten Einwendungen berufen. 

Dem steht auch nicht der § 47 Abs. 2 a VwGO entgegen. Danach ist der 

Normenkontrollantrag unzulässig, wenn die antragstellende Person nur Einwendungen 

geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. Die Ausschlusswirkung 

gemäß § 47 Abs. 2 a VwGO gilt nicht, wenn die antragstellende Person über die im 

Rahmen der Auslegung geltend gemachten Einwendungen hinaus, weitere 

Einwendungen erhebt. 

Eine Präklusion ist auch deswegen ausgeschlossen, weil die Auslegung fehlerhaft 

bekanntgegeben wurde (dazu unten). 

Gegen den Auslegungs- und den aktuellen Bebauungsplanentwurf erheben wir folgende 

Einwendungen: 

1. Fehlerhafte Bekanntmachung der Auslegung 

a. Unvollständige Angaben bzw. verspätete Bekanntmachung 

Die Auslegung des Bebauungsplanentwurfes „Obere Warnowkante" erfolgte in der Zeit 

vom 10.08.2015 bis 11.09.2015. Die Auslegung wurde im Städtischen Anzeiger 2-fach 

bekanntgegeben. 

- Die Bekanntmachung vom 22.07.2015 entspricht nicht den Anforderungen des § 3 

Abs. 2 BauGB. Danach sind Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 

welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens 1 Woche 

vorher ortsüblich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung nennt zwar Ort und 

Dauer der Auslegung und erfolgte mindestens 1 Woche vor Beginn der Auslegung. 

Sie enthielt jedoch keine vollständigen Angaben dazu, welche Arten 

umweltbezogener Informationen verfügbar seien. 

- Im Städtischen Anzeiger vom 05.08.2015 erfolgte eine Ergänzung zur 

Bekanntmachung vom 22.07.2015. In dieser ergänzenden Bekanntmachung wurden 

zusätzliche Unterlagen genannt, die im Rahmen der Auslegung zur Verfügung stehen 

sollten. Damit wäre die Bekanntmachung wohl vollständig gewesen. Die er
_
gänzende 

Bekanntmachung erfolgte jedoch nicht rechtzeitig. Sie erfolgte nur 5 Tage vor Beginn 

der Auslegung und somit ohne Einhaltung der Wochenfrist des § 3 Abs. 2 Bau GB. 

b. Fehlende Anstoßfunktion

Die Bekanntmachung ist auch deswegen fehlerhaft, weil sie ihre sogenannte 

„Anstoßfunktion" nicht erfüllt. 

')o 
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In der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist der Planbereich in einer Weise zu 

bezeichnen, die es Außenstehenden möglich macht, zu erkennen, für welchen 

räumlichen Bereich der Bauleitplan aufgestellt werden soll. Die Bekanntmachung muss 

geeignet sein, den an der beabsichtigten Bauleitplanung interessierten Bürgern sein 

Interesse an Informationen und Beteiligungen durch Stellungnahmen bewusst zu 

machen. 

Diese „Anstoßfunktion" erfüllt die Bekanntmachung deswegen nicht, weil dadurch nicht 

deutlich wird, dass durch den Bebauungsplans Nr. 15.WA.178 der Geltungsbereich des 

rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 15.W.99 „Gehlsdorfer Nordufer" geändert wird. 

Wenn ein unbep/antes Gebiet überplant und gleichzeitig ein beplantes Gebiet geändert 

werden soll, so muss dies auch erkennbar sein. Nicht nur der Bebauungsplan selbst, 

sondern auch die Bekanntmachung der Auslegung muss erkennen lassen, dass der 

aktuelle Bebauungsplan einen bereits bestehenden Bebauungsplan ändert. 

2. Abwägungsdefizite 

a. Grünausgleichsmaßnahmen 

Wir machen geltend, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans mit den 

Planungszielen nicht in Einklang zu bringen sind. Ausweislich der 

Bebauungsplanbegründung, Seite 5, gehört zu den Zielen des Bebauungsplanes, die 

Sicherung des Ausgleichs der Eingriffe in Natur und Landschaft - soweit möglich - im 

Plangebiet selbst vorzunehmen. Dafür hat sich der Bebauungsplan teilweise der nord­

westlichen Waldflächen bedient. 

Den westlichen Waldflächen werden Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

zugeordnet. Die Maßnahmen M1 und M2 werden dann i. S. v. § 9 Abs. 1a BauGB als 

Ausgleichsflächen - im Geltungsbereich des Bebauungsplans - festgelegt. Diese 

Waldflächen liegen jedoch nicht im Geltungsbereich dieses, sondern des angrenzenden 

Bebauungsplans Nr. 15.W.99. 

Von einer Sicherung des Grünausgleichs im 

Bebauungsplangebietes kann also dann nicht die Rede sein. 

b. Bauerweiterungsmöglichkeiten 

Geltungsbereich des 

Für die Eigentümer des Flurstückes xxxxxxxx wird geltend gemacht, dass die vom 

Bebauungsplan vorgesehenen Bauerweiterungsmöglichkeiten unangemessen sind. Im 

Rahmen der Waldumwandlung wäre es durchaus möglich gewesen, Waldflächen in 

Anspruch zu nehmen, um unter Beachtung der Waldabstandes eine angemessene 

Bebauung des Flurstückes zu ermöglichen und zwar in vergleichbarer Art, wie die 

JO 

6+ 
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benachbarten Grundstücke. Dem Flurstück xxxxxxx wird nur eine Zweireihenbebauung 

ermöglicht. Auch wenn die Baugrenzen und die GRZ für das WA6 großzügiger als die 

des WA3 ausfallen, fällt eine Dreireihenbebauung komplett weg. Die ermöglichten 

Bauerweiterungen stehen außerdem nicht im ausgewogenen Verhältnis zu den Kosten, 

die durch die Errichtung der Planstraße A auf unsere Mandantschaft zukommen werden. 

Durch den Wegfall der Baumöglichkeiten im hinteren Grundstücksbereich kann hierzu 

ausschließlich eine Gartennutzung stattfinden, die ebenfalls durch Verkehrslärm der neu 

zu errichtenden Straße beeinträchtigt wird. 

Ebenfalls wird bemängelt, dass in den Waldabstandsflächen für die Eigentümer des 

Flurstückes xxxxxxxx die Möglichkeit der Errichtung von Gebäuden ausgeschlossen 

wurde, die nicht dem Aufenthalt von Menschen zu dienen bestimmt sind. Die Errichtung 

von Nebenanlagen wäre unter Berücksichtigung der Waldabstandsflächen möglich und 

hätte den Eigentümern ermöglicht werden sollen. 

c. Maß der baulichen Nutzung 

Abwägungsfehlerhaft ist ebenfalls die Tatsache, dass gerade im südöstlichen Bereich 

eine höhere GFZ und somit auch eine höhere Geschossigkeit zugelassen werden. Diese 

Geschossigkeit ist mit der dichten Bebauung an der Pressentinstraße nicht vergleichbar 

und sprengt den vorgegebenen Rahmen. Dadurch werden bodenrechtliche Spannungen 

hervorgerufen. 

Hierzu sagt die Bebauungsplanbegründung aus, dass in den bereits bebauten 

Bereichen die GFZ in einem angemessenen Rahmen bleiben soll, damit eine zu starke 

Inanspruchnahme der Grundstücke verhindert wird, ebenso die Entstehung zu großer 

mit dem städtebaulichen Umfeld unverträglicher baulicher Kubaturen. Die Festsetzungen 

GFZ 1,2 schafft aber eben Gebäudehöhen, die mit dem städtebaulichen Umfeld 

unvereinbart sind. 

d. Fehlerhafte Abwägung im Hinblick auf die Waldumwandlung 

Aufgrund der teilweisen Inanspruchnahme von Waldflächen ist im Rahmen des 

Bauleitplanverfahrens eine Waldumwandlung notwendig. Auch im Rahmen der 

Bebauungsplanbegründung sollte abgewogen werden, ob die Waldumwandlung 

notwendig bzw. das öffentliche Interesse an der Schaffung von Bauflächen das 

öffentlichen Interesse am Walderhalt überwiegt. Hierzu heißt es in der 

Bebauungsplanbegründung: 

„Aufgrund der unter Punkt 1 dieser Begründung dargelegten Ziele und Zwecke 

bzw. Grundzüge der Planung lässt sich ein überwiegendes öffentliches Interesse 

an der Durchführung einer Waldumwandlung begründen." 
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Diese als Abwägungsentscheidung verkleidetete Prämisse ist keine Abwägung. Sie 

berücksichtigt nur die Ziele der Ziffer 1.1 und zwar die Schaffung von qualitativem 

Wohnraum. Dass diese Ziele ein hohes Gewicht aufweisen, wird nicht bestritten. 

Dennoch wurde überhaupt nicht überprüft, wie schwer an dieser konkreten Stelle das 

öffentliche Interesse an der Erhaltung des Waldes wiegt. Insoweit kann nicht festgestellt 

werden, welches Ziel nunmehr überwiegt. 

e. Berücksichtigung des Landschaftsplans 

Die Vorhaben des unverbindlichen Landschaftsplans sind nicht Gegenstand einer 

Abwägung gewesen. Durch den hiesigen Bebauungsplan soll im Hinblick auf 

Kleingartenanlagen vom Flächennutzungsplan abgewichen und eine Waldumwandlung 

vorgenommen werden. Der Landschaftsplan sieht dagegen den Schutz und die 

Erhaltung des Waldes, die Entwicklung eines uferbegleitenden Weges für Erholung und 

den Schutz und Erhalt der kleingärtnerischen Nutzung an der Uferzone vor. 

Diese Vorhaben wurden zwar gesehen, fanden aber keine Berücksichtigung. 

f. Verkehrsrechtliche 1 nfrastruktur

Der Bebauungsplan geht davon aus, dass die äußere Straßenanbindung des 

Plangebietes über die Pressentinstraße gewährleitstet ist. Dabei ist die Pressentinstraße 

jetzt schon und an einzelnen Stellen nicht in der Lage, den aktuellen Verkehr zu 

bewältigen. Sie ist erst recht nicht in der Lage, den durch die Bauleitplanung 

hinzukommenden Verkehr zu bewältigen. Dies gilt nicht nur für die verkehrstechnischen 

Eigenschaften der Straße an sich, sondern auch im Hinblick auf die Lärmimmissionen, 

die vom Straßenverkehr in der Pressentinstraße auf die unmittelbar anliegende 

Wohnbebauung ausgehen (dazu unten). 

Im Hinblick auf die ausreichend gesicherte Erschließung des Gebietes wird unter Ziff. 

3.5.1 festgestellt, dass sowohl bei der Pressentinstraße als auch bei der Klaus-Groth­

Straße die bestehende Verkehrsbelastung eine Aufnahme des vom hinzukommenden 

Baugebiet generierten Verkehr zulasse. Diese Behauptung basiert auf keinen 

Untersuchungen. 

g. Immissionsschutz :.:, J 
aa. Fehlende Beteiligung der Öffentlichkeit an aktuellen immissionsschutzrechtlichen ?- 3 
Untersuchungen 

Mit der immissionsschutzrechtlichen Situation hat sich die Fa. TÜV Nord mit Gutachten 

vom 17.07.2014 beschäftigt. Die ergänzenden Gutachten vom 10.04.2015 und 

22.06.2016 hätten Gegenstand einer erneuten Auslegung sein müssen. Denn bereits 

jetzt werden die Werte der TA-Lärm überschritten. Der Öffentlichkeit ist Gelegenheit zu 

geben, sich zu den ergänzenden Untersuchungen zu äußern, zumal sich diese mit den 

durch den Seehafenumschlag und den Fracht- und Fischereihafen - zusätzlich -

verursachten Lärmimmissionen beschäftigen. 
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bb. Ermittlungs- und Abwägungsdefizite mit dem Straßenlärm 

Abwägungsfehlerhaft ist auch die Hinnahme einer weiteren Überschreitung der 

zugelassenen Orientierungswerte der TA-Lärm. Für Wohngebiete bestehen 

Orientierungswerte von tags 55 dB(A)/ nachts 40 dB(A). Diese werden an der 

Pressentinstraße mit Werten von bis zu tags 64 dB(A)/ nachts 55 dB(A) bereits jetzt 

überschritten. Durch den hinzukommenden Verkehr werden sich diese jetzt schon 

überhöhten Werte um weitere 1 bis 2 dB(A) erhöhen. 

Passive Lärmschutzmaßnahmen sind nicht vorgesehen und wohl auch nicht möglich. 

Die bereits bestehende Pegelreduzierung durch die Geschwindigkeitsbegrenzung Mo-Fr 

von 06.30-17.00 Uhr relativiert das Ergebnis nicht. Denn die zur Sicherheit der 

Schulkinder durchaus sinnvolle Geschwindigkeitsbegrenzung dient eben nicht dem 

Lärmschutz. Sie findet zu Zeiten statt, in denen die Lärmbelastung - zumindest für 

Arbeitstätige - nicht relevant ist. Relevant sind viel mehr die Abend- und 

Wochenendstunden. 

Der „perspektivisch" mögliche Austausch der Deckschicht in Zukunft löst nicht das 

Problem auf Bauleitplanebene, ist nicht bindend beabsichtigt und somit nicht 

ausreichend. Die Vornahme passiver Schutzmaßnahmen ist für die Bestandsbebauung 

der Pressentinstraße wirtschaftlich nicht zumutbar. 

Die Erschließung über die Pressentinstraße ist insoweit abwägungsfehlerhaft. Die 

Erhöhung bereits unzulässiger Immissionen wird in Kauf genommen, ohne 

Alternativlösungen untersucht zu haben und ohne die Interessen der Bestandsbebauung 

zu berücksichtigen. Diese lehnen eine weitere Überschreitung der dB-Werte ab. 

Das Gleiche gilt verstärkt für den Bereich der Klaus-Groth-Straße. Dort kommt es zu 

Erhöhungen der aktuellen Immissionswerte von bis zu tags 7 dB(A) und nachts 6 dB(A). 

Beim 108 kommt es ebenfalls zu einer erstmaligen Überschreitung der zulässigen Werte 

um 2 dB(A). Die Einhaltung der zulässigen Werte muss im Rahmen der Bauleitplanung 

gesichert werden und darf nicht von der Umsetzung der Umgestaltung des Bereichs 

Kirchenplatz und von einem weiteren Bürgerschaftsbeschluss abhängen. 

Der Bebauungsplanbegründung kann darüber hinaus nicht entnommen werden, welche 

immissionsschutzrechtlichen Wirkungen die Errichtung der Planstraße A auf die bereits 

jetzt stark belasteten Grundstücke an der Pressentinstraße haben wird. Für diese 

Planstraße, hätten unter Berücksichtigung der Lärmimmissionen, die für die 

angrenzenden Grundstücke neu entsteht, Alternativführungen überprüft werden müssen. 

Insbesondere wäre eine Wegeführung an den Kleingartenanlagen, wie aktuell als 

Alternative, zu prüfen gewesen. 
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cc. Abwägungsdefizite in Bezug auf Gewerbelärm 

Abwägungsfehlerhaft ist ebenfalls der Umgang mit dem Hafenlärm. Bei ungünstigen 

Witterungsbedingungen werden die Richtwerte im wassernahen Bereich um bis zu 8 
dB(A) nachts überschritten. Hinzu kommt die Tatsache, dass in Erfüllung der Vorgaben 

des Landesraumentwicklungsprogramms die Hansestadt Rostock die Hafenwirtschaft 

auszubauen hat. 

Bei einer künftigen Erweiterung der Hafens, dessen Interessen nach Angaben der 

Bebauungsplanbegründung „klar vorzuziehen" sind, bleibt ebenfalls die Frage offen, ob 

auch dann und unter günstigen Witterungsbedingungen die Orientierungswerte 

eingehalten werden können, die jetzt mit 1 dB(A) unterschritten werden. 

h. Ruhender Verkehr

Ein Abwägungsdefizit stellen ebenfalls die Darstellungen zum notwendigen 

Stellplatzbedarf dar. Unter Ziff. 3.5.2 wird hinterfragt, ob die von der Stellplatzsatzung 

der Hansestadt Rostock vorgegebenen Stellplatzzahlen noch den tatsächlichen 

aktuellen Verhältnissen entsprechen. Die Tendenz gehe in die Richtung, dass bei 

Paaren jeder Partner über einen eigenen PKW verfüge. Somit behalte sich die 

Hansestadt Rostock als Grundstückseigentümerin vor, im Rahmen der Kaufverträge 

weitergehende Anforderungen an die Stellplätze zu stellen. 

In dieser Hinsicht verstößt die Abwägung gegen das Konfliktbewältigungsgebot. Zum 

einen gilt, dass nicht sämtliche Flächen des Bebauungsplangebietes sich im Eigentum 

der Hansestadt Rostock befinden. Darüberhinausgehend soll der Bebauungsplan die 

Unterbringung des ruhenden Verkehrs selbst regeln und dies nicht der Umsetzung in 

Kaufverträgen der Hansestadt Rostock auf der privatrechtlichen Ebene überlassen. 

Regelungen auf privatrechtlicher Ebene haben nicht denselben Handlungsspielraum, 

wie die Sicherung auf Grundlage öffentlich rechtlicher Vorschriften. Privatrechtlich 

getroffene Vereinbarungen der Hansestadt Rostock sind von der Bauaufsichtsbehörde 

nicht durchsetzbar und würden weder dazu führen, dass eine Baugenehmigung nicht 

erteilt werden kann, noch könnte bauaufsichtlich eingeschritten werden. Vielmehr 

müsste die Hansestadt Rostock fiskalisch und zivilrechtlich gegen die einzelnen 

Eigentümer vorgehen. 

Wenn sich im Rahmen der Bauleitplanung feststellen lässt, dass die von der 

Stellplatzsatzung der Hansestadt Rostock vorgegebenen Maßgaben nicht ausreichend 

sind, um den Stellplatzbedarf zu decken, so müssen auf der Ebene entsprechende 

Regelungen getroffen werden, die die Unterbringung des ruhenden Verkehrs sichern. 

"I (?) 
60.· 
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�; Bezüglich des Standortes für Wertstoff-Sammelcontainer und für das 

Abwasserpumpwerk, welche mit Lärmimmissionen und Geruchsbelästigungen 

verbunden sind, geht die Bebauungsplanbegründung davon aus, dass der Standort 

deswegen geeignet sei, weil zur geplanten Bebauung ein Mindestabstand von 40 m 

eingehalten wird. Diese Aussage ist nicht zutreffend. Zu dem Baufeld auf dem Flurstück 

der Familie xxxxxxxx besteht eine Entfernung von circa 20 m. Wir gehen davon aus, dass 

diese Entfernung nicht ausreichend ist, um Lärm- bzw. Geruchsbelästigungen 

auszuschließen. 

Mit freundlichen Grüßen 

��� 
Anlage 
Vollmacht 
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Kröpeliner Straße 54, 18055 Rostock 
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Bebauungsplan Nr. 178.WA.15 "Obere Warnowkante" 
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Einlegung und Zurücknahme von Rechtsmitteln und zum Verzicht auf solche, ferner zur Empfangnahme von 

Geldern und Wertsachen, insbesondere des Streitgegenstandes und der vom Gegner, der Justizkasse oder 

anderen Stellen zu erstattenden Kosten sowie zur Verfügung darüber ohne die Beschränkung des§ 181 BGB, 

zur Akteneinsicht, zur Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und 
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und Aufhebung von Vertragsverhältnissen. 

Die Vollmacht erstreckt sich auch auf Nebenverfahren, z.B. Arrest und einstweilige Verfügung, 
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 1814 7 Rostock 

Tel.xxxxxxxxxxxxxxxx

Amt für Stadtentwicklung, -planung und Wirtschaft 
Frau Pritsche 
Holbeinplatz 14 
18069 Rostock 

Betr. Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 Obere Warnowkante 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Hansestadt Rostor.k 1 r'F-N1: 

Amt für Sladl o ! a n un g ,?C( 3 "7 

eingeg. O 8. DEZ. Zfil�{�1� am: 

weiterge- G'f.30'-+U 
leitet an: 

Rostock, 06.12.2014 

in Ihrem Schreiben vom 11.11.2014 forderten Sie uns Anwohner und Eigentümer auf, unsere 
Meinung zu dem geplanten Ausbau des Wohngebietes zu äußern. 
Wie auf der Anwohnerversammlung im Herbst 2013 von vielen geäußert und auch gefordert, 
ist die von Ihnen geplante Bebauung das völlige Gegenteil dessen. Bis auf 2 Eigentümer sprachen 
sich alle, teils vehement, gegen eine Bebauung dieser Flächen aus. 
Das Wohngebiet ist eine in 100 Jahren gewachsene Struktur aus alten Beständen und vorsichtigen 
Neubebauungen an alten Bauplätzen. Die in 2. oder 3. Reihe gebauten Stallungen wurden in den 
letzten Jahren bzw. Jahrzehnten zu Wohngebäuden umgebaut. 
Die Anwohner dieses Viertels schätzen die Mischung aus Grünflächen, Mini- Wald und Bebauung 
an der Hauptstraße. 
In Ihrem Bebauungsplan versuchen Sie genau diese Strukturen zu zerstören. 2003 wurde unser 
Bauantrag in 2. Reihe abgelehnt, da das Haus nicht ins Stadtbild passen würde. Zu diesem 
Zeitpunkt waren die Grundstücke Pressentinstr. 5 und 4 sowie „ Waterkant" Bauruinen. Wir mußten 
Aussehen und Lage des Hauses verändern- obwohl von der Straße aus unsichtbar, damit der Antrag 
genehmigt wurde. Die jetzigen Pläne passen ebenfalls nicht ins Stadtbild. Wird hier mit zweierlei 
Maß gemessen? 
Die geplanten Häuser WA 5.1 und 5.2 würden mit Ihren Größen und Höhen eine Spiegelung der 
bereits vorhandenen 4 bis 6- Familienhäuser an der Pressentinstraße (WA4. l )  darstellen. Die 
dadurch entstehenden Innenhöfe laden dann kaum noch zur Erholung bzw. Nutzung ein- höchstens 
als Parkflächen, wie bereits jetzt schon vorhanden. Tiefgaragen unter den Neubauten werden 
höchstens mit enormen baulichen Aufwand zu bewerkstelligen sein- die Kellerüberflutungen in den 
Häusern Pressentinstr. 4+5, sowie große Wasserlachen bei· der 6+7 zeigen es immer wieder. Die 
Wohnungen in den Häusern werden ebenfalls extrem an Wert verlieren- nicht nur finanziell sondern 
auch ideell. Wer möchte schon einen Blick ähnlich wie im Neubaublock? Die gerade im Bau 
befindlichen 3-Stöcker „Zum Yachthafen" zeigen es mehr als deutlich, das gerade durch nur 
finanziell begründete überdimensionierte Bebauungen, vorhandene Strukturen gestört werden. 
Selbst die Häuser WA 5.1 und WA 5.2 mögen im Moment attraktiv erscheinen, aber die weitere 
Bebauung des „Waterkant"- Geländes, Teile der Gartenanlage und Brachflächen zum Wasser hin 
(Tagung des „Gestaltungsbeirates" 12/2013 mit 4- Geschossern, Tiefgarage und regenerative 
Energien) werden diese dann nur in verdeckter Position stehen. 



r. 

Die derzeitige Planung erscheint zugeschnitten auf die 2 Eigentümer, die bei der 
Anwohnerversammlung Investitionspläne geäußert haben. 
Sollten die Pläne umgesetzt werden, kommen auf die Anwohner noch zusätzliche Kosten zu: 
Besteuerung als Bauland, Beteiligung an den Kosten der Anliegerstraße, Wertverlust der 
vorhandenen Grundstücke und Häuser. 
Ich kann mich nur entschieden gegen diesen Bebauungsplan äußern. 

Mit freundlichen Grüßen 

xxxxxxxxxxxxxxxxx 













Hartmut Wiersch - Wtrlt: Bebauungsplan Nr. 15. WA.178 *Obere 

Warnowkante* - Posteingang für Verfahrensakte 

Von:· 

An: 

Datum: 

Dürten Schölens 

Wiersch, Hartmut 

08.12.2014 09:31 

Betreff: 

cc: 
Wtrlt: Bebauungsplan Nr. 15, WA.178 *Obere Warnowkante* - Posteingang für Verfahrensakte 
Peter Wagner 

07.12.2014 21:50 >>> 

Sehr geehrte Frau Schölens, 

wir sind die neuen _Eigentümer der Eigentumswohnung von ehemals Harald von der Osten-Sacken. 
Ihre Post - adressiert an Herrn von der Osten-Sacken, zum Bebauungsplan *Obere Wamowkante• 
haben wir erhalten. 
Wir bitten Sie jedoch, bei weiterem Postverkehr uns direkt zu kontaktieren. 

Wir haben Bedenken zu den Maßen der geplanten Häuser. Im besonderen zu der Höhe von über 14 
Metern. Dieses lehnen wir ab! 
Dieses würde unsere eigene Wohnqualität mindern, mal abgesehen davon, dass sich die Preise für die 
jetzt vorhandenen Immobilien nach unten verändem würden. 

Uns wundert es auch, dass die Grundstücke der Pressentinstr. 1 bis 11 mit einbezogen werden i n  das 
Baugebiet. Dieses lehnen wir auch ab! 

Beim Sichten der geschickten Unterlagen sind jedenfalls einige Fragen aufgekommen und wir bitten 
darum, dass die Hansestadt unsere Bedenken mit berücksichtigt. 
Gern sind wir zu einem öffentlichen Infogespräch/ Vor-Ort-Besichtigungstermin bereit. 

Freundliche Grüße 
·�·„·�--, 

; ,. 

·Txxxxxxxxxx-xxxxxxxx
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Amt für Stadtentwickelung, Stadtplanung 
und Wirtschaft 
Holbeinplatz 14 
18069 Rostock 

Betr.: Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 Obere Warnowkante 

Sehr geeh1te Frau Fritsche, 

am 11 .11 .2014 haben Sie uns einen Ausschnitt des Vorentwurfes des o. g. B-Planes zur 
Stellungnahme zugesandt. Da der Vorentwurf nur unseren Abschnitt des B-Planes aufzeigt, 
möchte ich vorweg anmerken, dass das gesamte Baugebiet nicht sehx günstig angelegt worden 
ist. Nach meiner Meinung passen die Bauhöhen der der geplanten Häuser nicht in das 
Stadtbild von Gehlsdorf. Weiterhin wird durch die Dichte der geplanten Bebauung ein Teil 
der Wohnqualität von Gehlsdorf (EW ohnen im grünen) zerstört. 

Des Weiteren möchte ich nochmals schxiftlich meinen Bedenken zur Ableitung von 
Oberflächenwasser in das bestehende Kanalsystem in der Pressentinstr. Ausdruck verleihen. 
Bei starken Regenfällen stehen schon jetzt Teile der Straße unter Wasser, der Bus kann oft 
über einen längeren Zeitraum die Pressentinstr. nicht durchfahren und etliche Keller laufen 
voll Wasser. Meine Frage ob das gesamte Oberf1ächenwasser des neuen Wohngebietes 
zusäztlich ·eingeleitet wird, wurde leider noch nicht beantwo1tet. Dies habe ich schon bei der 
Ortsbeiratssitzung zu dem Thema zu Protokoll gegeben. Des Weiteren möchte ich darauf 
hinweisen, dass der Bau von Tiefgaragen erheblich erschweit wird, da sich in dem gesamten 
Baugebiet ab ca. 1,00 Meter Tiefe wasserführende Schichten befinden. 

Unverständlich ist auch warum die· Pressentinstr. 1 - 1 J in den B-Plan mit einbezogen werden 
soll. Wem1 einzelne Häuser von der Möglichkeit Gebrauch machen bis znr Maximalhöhe 
aufzustocken, würde sich das negativ auf das Straßenbild auswirken (einzelne sehr hohe und 
durch Bestandsschutz alte relativ niedrige Häuser). Meiner Meinung nach widerspricht auch 
die zulässige Höhe der Bebauung der angegebenen Gnmdf1ächenzahl. Des Weiteren halten 
wir die Vorgaben des B-Planes wie z.B. Dachneigungen, Dachüberstand usw. für 
übertrieben. 

Abschließend möchten wir darauf hinweisen, dass sich die Wohnqualität und somit auch der 
Weit unserer Liegenschaft durch den angedachten B-Plan erheblich reduziert. Daher sind wir 
gegen ein einbeziehen der Pressentinstr. 1-1 1 in den B-Plan. 
Wir freuen uns auflhxe Antwort und verbleiben. 






	Inhalt_Öffentlichkeit
	Öffentlichkeit
	Stellungnahme Amt 32 Ortsamt Ost Frau Wenke vom 08.09.15
	SN Bürgerinitiative zur Verbesserung des B-Plans 24.09.2015
	01_151214 BP Gehlsdorf L01
	03_151214 BP Gehlsdorf M01
	04_151214 BP Gehlsdorf M02
	B-Plan Gehlsdorf
	Öffentlichkeit_1 vom 07.09.2015
	Öffentlichkeit 1 vom 07.08.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 1 vom 07.08.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 1 vom 07.08.2015 Seite 3
	Öffentlichkeit 1 vom 07.08.2015 Seite 4

	Öffentlichkeit_2 vom 05.09.2015
	Öffentlichkeit 2 vom 05.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 2 vom 05.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 2 vom 05.09.2015 Seite 3

	Öffentlichkeit_5 vom 07.09.2015
	Öffentlichkeit 5 vom 07.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 5 vom 07.09.2015 Seite 2

	Öffentlichkeit_8 vom 09.09.2015
	Öffentlichkeit 8 vom 09.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 8 vom 09.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 8 vom 09.09.2015 Seite 3

	Öffentlichkeit_9 vom 10.09.2015
	Öffentlichkeit 9 vom 10.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 9 vom 10.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 9 vom 10.09.2015 Seite 3

	Öffentlichkeit_10 vom 01.09.2015
	Öffentlichkeit 10 vom 01.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 10 vom 01.09.2015 Seite 2

	Öffentlichkeit_11 vom 20. + 21.08.2015
	Öffentlichkeit 11 vom 20.08.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 11 vom 20.08.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 11 vom 21.08.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 11 vom 21.08.2015 Seite 2

	Öffentlichkeit_25 vom 08.09.2015
	Öffentlichkeit 25 vom 08.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 25 vom 08.09.2015 Seite 2

	Öffentlichkeit_12 vom 24.08.2015
	Öffentlichkeit 12 vom 24.08.2017 Seite 1
	Öffentlichkeit 12 vom 24.08.2017 Seite 2

	Öffentlichkeit_13 vom 27.08.2015
	Öffentlichkeit 13 vom 27.08.2015_Seite_1
	Öffentlichkeit 13 vom 27.08.2015_Seite_2

	Öffentlichkeit_14 vom 11.09.2015
	Öffentlichkeit 14 vom 11.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 14 vom 11.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 14 vom 11.09.2015 Seite 3

	Öffentlichkeit 16 vom 07.09.2015
	Öffentlichkeit_17 vom 08.09.2015
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 3
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 4
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 5
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 6
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 7
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 8
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 9
	Öffentlichkeit 17 vom 08.09.2015 Seite 10

	Öffentlichkeit_18 vom 06.09.2015
	Öffentlichkeit 18 vom 05.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 18 vom 05.09.2015 Seite 2
	Öffentlichkeit 18 vom 05.09.2015 Seite 3
	Öffentlichkeit 18 vom 05.09.2015 Seite 4
	Öffentlichkeit 18 vom 05.09.2015 Seite 5

	Öffentlichkeit_20 vom 06.09.2015
	Öffentlichkeit 20 vom 06.09.2015 Seite 1
	Öffentlichkeit 20 vom 06.09.2015 Seite 2

	Öffentlichkeit_20 vom 25.10.2016
	Öffentlichkeit_20 vom 01.12.2016
	Öffentlichkeit_21 vom 01.12.2016
	Öffentlichkeit_21 vom 06.09.2015
	Öffentlichkeit 21 vom 06.09.2015

	Öffentlichkeit 23 vom 07.09.2015
	Öffentlichkeit 23 vom 07.09.2015

	Öffentlichkeit 27 vom 07.09.2015
	Öffentlichkeit 29 vom 10.09.2015
	Öffentlichkeit 30 vom 11.09.2015
	Bürger 8 vom 05.12.2014
	Bürger 9 vom 06.12.2014
	Bürger 10 vom 08.12.2014
	Bürger 11 vom 06.12.2014
	R61fp019.A61.HDB.ADMINHRO_20170628110211_1 7
	R61fp019.A61.HDB.ADMINHRO_20170628110211_1 8

	Bürger 14 vom 07.12.2014
	Bürger 16 vom 07.12.2014
	Bürger 21 vom 07.12.2014
	R61fp019.A61.HDB.ADMINHRO_20170628110211_2 11
	R61fp019.A61.HDB.ADMINHRO_20170628110211_2 12

	Bürger 22 vom 07.12.2014
	SN_ Kleingartenverein_Hufe V vom 15.09.2014




